
 

bbh Fortbildung GmbH Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 1 - 

 
 

 
 
 

BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. UWG: Aufschlüsselung nach Sterneklassen keine wesentliche Information 
Urteil vom 25.07.2024, Az: I ZR 143/23  

2. VVG: Angemessene Vergütung bei Kabelweitersendung mittel Internet Proto-
col  
Urteil vom 25.07.2024, Az: I ZR 27/23  

3. AEUV: Vorlage zur Dienstleistungsfreiheit eines Glücksspielanbieters 
Beschluss vom 25.07.2024, Az: I ZR 90/23  

4. WEG: Ansprüche wegen Verletzung der Verwalterpflichten 
Urteil vom 05.07.2024, Az: V ZR 34/24  

5. BGB: Souterrainräume mit Wandfeuchtigkeit 
Urteil vom 21.06.2024, Az: V ZR 79/23  

6. ZVG: Anfechtung nach Schluss der Versteigerung 
Beschluss vom 06.06.2024, Az: V ZB 31/23  

7. BGB: Schätzung des merkantilen Minderwerts nach dem Nettoverkaufspreis 
Urteil vom 16.07.2024, Az: VI ZR 188/22  

8. BGB: Schätzung des merkantilen Minderwerts nach dem Nettoverkaufspreis 
Urteil vom 16.07.2024, Az: VI ZR 205/23  

9. BGB: Schätzung des merkantilen Minderwerts nach dem Nettoverkaufspreis 
Urteil vom 16.07.2024, Az: VI ZR 239/23  

10. BGB: Schätzung des merkantilen Minderwerts nach dem Nettoverkaufspreis 
Urteil vom 16.07.2024, Az: VI ZR 243/23  

11. BGB: Deliktische Haftung für unzulässige Abschalteinrichtung 
Urteil vom 12.03.2024, Az: VI ZR 381/20  

12. ZPO: Verschulden des Anwalts bei Verlust des Büroschlüssels 
Beschluss vom 11.07.2024, Az: IX ZB 31/23  

13. StPO: Grenzen der allgemeinen Funktionsträgerimmunität  
Beschluss vom 20.03.2024, Az: 3 StR 454/22  

 

Urteile und Beschlüsse:
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1. UWG: Aufschlüsselung nach Sterneklassen keine wesentliche Information 
Urteil vom 25.07.2024, Az: I ZR 143/23 
Bei der Werbung mit einer durchschnittlichen Sternebewertung von Kunden stellt die 
Aufschlüsselung nach den einzelnen Sterneklassen keine wesentliche Information im 
Sinne von § 5a Abs. 2 Satz 1 UWG aF/§ 5a Abs. 1 UWG nF dar, wenn die Gesamtzahl 
und der Zeitraum der berücksichtigten Bewertungen angegeben ist. 
 

  

2. VVG: Angemessene Vergütung bei Kabelweitersendung mittel Internet Protocol  
Urteil vom 25.07.2024, Az: I ZR 27/23 
a) Bei der Festsetzung eines Gesamtvertrags kann eine Indizwirkung für die Billigkeit 
einer Regelung nicht nur vergleichbaren Regelungen in anderen Gesamtverträgen, 
sondern auch vergleichbaren Regelungen in Verträgen zukommen, die eine Verwer-
tungsgesellschaft mit einzelnen Unternehmen abgeschlossen hat, soweit nicht beson-
dere Umstände gegen eine solche Annahme sprechen (Fortführung von BGH, Urteil 
vom 10. September 2020 - I ZR 66/19, GRUR 2021, 604 [juris Rn. 20 bis 22] = WRP 
2021, 644 - Gesamtvertragsnachlass). 
 
b) Ist ein Referenzvertrag gekündigt worden, so kann seine etwaig fortdauernde Indiz-
wirkung für die Festsetzung eines Gesamtvertrags nicht allein mit Blick auf die Kündi-
gungserklärung, sondern nur in Ansehung der Umstände beurteilt werden, die zur 
Kündigung geführt haben. Diese Umstände liegen in der Darlegungs- und Beweislast 
derjenigen Partei, die die Unangemessenheit der bisherigen Regelung geltend macht 
(Fortführung von BGH, Urteil vom 10. September 2020 - I ZR 66/19, GRUR 2021, 
604 [juris Rn. 20 bis 22 und 24] = WRP 2021, 644 - Gesamtvertragsnachlass). 
 
c) Der Begriff der angemessenen Vergütung im Sinne von Art. 16 Abs. 2 Unterabs. 1 
Satz 1 der Richtlinie 2014/26/EU, dessen Umsetzung § 34 Abs. 1 Satz 2 VGG dient, 
bedarf zwar der einheitlichen Auslegung in dem Sinne, dass die Angemessenheit ins-
besondere anhand des wirtschaftlichen Werts der Nutzung und mit Blick auf die insbe-
sondere in den Erwägungsgründen zum Ausdruck kommenden Ziele des einschlägigen 
Unionsrechts zu ermitteln ist, jedoch ist die Festsetzung der Kriterien innerhalb der 
vom Unionsrecht gezogenen Grenzen den Mitgliedstaaten vorbehalten (Anschluss an 
EuGH, Urteil vom 6. Februar 2003 - C-245/00, Slg. 2003, I-1251, [juris Rn. 34 bis 37] 
= GRUR 2003, 325 - SENA; Urteil vom 14. Juli 2005 - C-192/04, Slg. 2005, I-7199 
[juris Rn. 48 bis 50] = GRUR 2006, 50 - Lagardère Active Broadcast). 
 
d) Bei der Kabelweitersendung mittels Internet Protocol (IP-TV) kann ein für die Be-
stimmung der angemessenen Vergütung im Sinne von § 34 Abs. 1 Satz 2 VGG rele-
vanter wirtschaftlicher Wert der Nutzung nicht bereits in der hierbei erfolgenden Erhe-
bung von Nutzerdaten, sondern erst in deren wirtschaftlicher Verwertung durch die 
Kabelnetzbetreiber liegen. 
 
e) Verzichtet das Oberlandesgericht in einem nach § 130 VGG festgesetzten Gesamt-
vertrag auf die Regelung über den Wegfall des Gesamtvertragsrabatts bei Einleitung 
behördlicher oder gerichtlicher Verfahren zur Überprüfung der Angemessenheit der 
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vertraglichen Vergütung durch den Vertragspartner, so entspricht dies mit Blick auf 
dessen gemäß Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip gemäß Art. 20 
Abs. 3 GG verbürgten Justizgewährungsanspruch billigem Ermessen. 
 
f) Hat sich die Schiedsstelle mit dem Gesichtspunkt der Laufzeit des Gesamtvertrags 
im Einigungsvorschlag befasst, führt der Umstand, dass der Kläger im anschließenden 
gerichtlichen Verfahren die Festsetzung einer längeren Laufzeit beantragt, nicht zur 
Unzulässigkeit des Antrags auf Festsetzung eines Gesamtvertrags. 
 

  

3. AEUV: Vorlage zur Dienstleistungsfreiheit eines Glücksspielanbieters 
Beschluss vom 25.07.2024, Az: I ZR 90/23 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union werden zur Auslegung von Art. 56 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) folgende Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 
1. Schließt es die Dienstleistungsfreiheit eines Glücksspielanbieters mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union aus, einen über das Internet geschlosse-
nen privatrechtlichen Vertrag über Sportwetten, die ohne die hierfür nach dem nationa-
len Recht erforderliche Erlaubnis angeboten wurden, als nichtig zu betrachten, wenn 
der Anbieter in Deutschland eine Erlaubnis für die Veranstaltung von Sportwetten be-
antragt hatte und das für diesen Antrag geltende Verfahren auf Konzessionserteilung 
unionsrechtswidrig durchgeführt wurde? 
 
2. Schließt es die Dienstleistungsfreiheit eines Glücksspielanbieters mit Sitz in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union aus, das nationale Verbot mit Erlaub-
nisvorbehalt zur Veranstaltung von Sportwetten im Internet als Schutzgesetz mit der 
möglichen Folge einer Schadensersatzpflicht zu betrachten, wenn der Anbieter in 
Deutschland eine Erlaubnis für die Veranstaltung von Sportwetten beantragt hatte und 
das für diesen Antrag geltende Verfahren auf Konzessionserteilung unionsrechtswidrig 
durchgeführt wurde? 
 

  

4. WEG: Ansprüche wegen Verletzung der Verwalterpflichten 
Urteil vom 05.07.2024, Az: V ZR 34/24 
Nach Inkrafttreten des Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetzes zum 1. Dezem-
ber 2020 bestehen Ansprüche des einzelnen Wohnungseigentümers wegen der Verlet-
zung von Pflichten des Verwalters aus dem zwischen diesem und der Gemeinschaft 
der Wohnungseigentümer geschlossenen Vertrag nur gegenüber der Gemeinschaft. 
Der zwischen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und dem Verwalter ge-
schlossene Vertrag entfaltet keine drittschützende Wirkung zugunsten des einzelnen 
Wohnungseigentümers. 
 

  

5. BGB: Souterrainräume mit Wandfeuchtigkeit 
Urteil vom 21.06.2024, Az: V ZR 79/23 
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Als Wohnung verkaufte Räume im Souterrain eines Altbaus, die bei Gefahrübergang 
erhebliche Wandfeuchtigkeit aufweisen, sind regelmäßig weder für die nach dem Ver-
trag vorausgesetzte Verwendung noch für die gewöhnliche Verwendung zum Wohnen 
geeignet und infolgedessen mangelhaft. 
 

  

6. ZVG: Anfechtung nach Schluss der Versteigerung 
Beschluss vom 06.06.2024, Az: V ZB 31/23 
ZVG § 63 Abs. 1 Satz 1 , Abs. 4 , § 83 Nr. 2 , § 84 Abs. 1 
Die Rechtsbeeinträchtigung des anwesenden Schuldners durch den Zuschlag eines im 
Bruchteilseigentum stehenden Grundstücks in der Zwangsversteigerung ohne die er-
forderliche Einzelausbietung sämtlicher Miteigentumsanteile entfällt gemäß § 84 Abs. 
1 Alt. 1 ZVG nur dann, wenn im Einzelfall aufgrund konkreter Umstände sicher fest-
steht, dass bei Einzelausgeboten kein höherer Versteigerungserlös erzielt worden wäre 
als bei der durchgeführten Gesamtausbietung; allein der Umstand, dass einzelne Mitei-
gentumsanteile in der Regel schwerer veräußerlich sind als das Gesamtgrundstück, 
entbindet nicht von dem gesetzlich vorgesehenen Erfordernis einer Einzelausbietung. 
ZVG § 33 , § 83 Nr. 6 , § 95 ; ZPO § 765a 
Nach dem Schluss der Versteigerung ( § 73 Abs. 2 ZVG ) kann ein die Einstellung 
oder Aufhebung des Zwangsversteigerungsverfahrens ablehnender Beschluss nicht 
mehr selbstständig, sondern nur noch mit der sofortigen Beschwerde gegen den Zu-
schlagsbeschluss angefochten werden. Ein bereits anhängiges Rechtsmittel gegen den 
ablehnenden Beschluss wird mit der Zuschlagserteilung gegenstandslos. 
 

  

7. BGB: Schätzung des merkantilen Minderwerts nach dem Nettoverkaufspreis 
Urteil vom 16.07.2024, Az: VI ZR 188/22 
a) Grundlage für die Schätzung des merkantilen Minderwerts ist ein hypothetischer 
Verkauf des Fahrzeugs. Dabei ist von Netto-, nicht von Bruttoverkaufspreisen auszu-
gehen. 
 
b) Wurde davon abweichend der merkantile Minderwert ausgehend vom Bruttover-
kaufspreis geschätzt, ist er in der Weise nach unten zu korrigieren, dass von ihm ein 
dem "Umsatzsteueranteil" entsprechender Betrag abgezogen wird (wie Senatsurteil 
vom heutigen Tag - VI ZR 205/23, zVb). 
 

  

8. BGB: Schätzung des merkantilen Minderwerts nach dem Nettoverkaufspreis 
Urteil vom 16.07.2024, Az: VI ZR 205/23 
a) Grundlage für die Schätzung des merkantilen Minderwerts ist ein hypothetischer 
Verkauf des Fahrzeugs. Dabei ist von Netto-, nicht von Bruttoverkaufspreisen auszu-
gehen. 
 
b) Wurde davon abweichend der merkantile Minderwert ausgehend vom Bruttover-
kaufspreis geschätzt, ist er in der Weise nach unten zu korrigieren, dass von ihm ein 
dem "Umsatzsteueranteil" entsprechender Betrag abgezogen wird. 
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9. BGB: Schätzung des merkantilen Minderwerts nach dem Nettoverkaufspreis 
Urteil vom 16.07.2024, Az: VI ZR 239/23 
a) Grundlage für die Schätzung des merkantilen Minderwerts ist ein hypothetischer 
Verkauf des Fahrzeugs. Dabei ist von Netto-, nicht von Bruttoverkaufspreisen auszu-
gehen. 
 
b) Wurde davon abweichend der merkantile Minderwert ausgehend vom Bruttover-
kaufspreis geschätzt, ist er in der Weise nach unten zu korrigieren, dass von ihm ein 
dem "Umsatzsteueranteil" entsprechender Betrag abgezogen wird. 
 

  

10. BGB: Schätzung des merkantilen Minderwerts nach dem Nettoverkaufspreis 
Urteil vom 16.07.2024, Az: VI ZR 243/23 
a) Grundlage für die Schätzung des merkantilen Minderwerts ist ein hypothetischer 
Verkauf des Fahrzeugs. Dabei ist von Netto-, nicht von Bruttoverkaufspreisen auszu-
gehen. 
 
b) Wurde davon abweichend der merkantile Minderwert ausgehend vom Bruttover-
kaufspreis geschätzt, ist er in der Weise nach unten zu korrigieren, dass von ihm ein 
dem "Umsatzsteueranteil" entsprechender Betrag abgezogen wird. 
 

  

11. BGB: Deliktische Haftung für unzulässige Abschalteinrichtung 
Urteil vom 12.03.2024, Az: VI ZR 381/20 
Zur deliktischen Haftung des Fahrzeugherstellers wegen der Verwendung einer unzu-
lässigen Abschalteinrichtung für die Abgasrückführung gegenüber dem Käufer eines 
Fahrzeugs. 
 

  

12. ZPO: Verschulden des Anwalts bei Verlust des Büroschlüssels 
Beschluss vom 11.07.2024, Az: IX ZB 31/23 
Ist ein Rechtsanwalt nicht in der Lage, die Büroräume seiner Kanzlei zu betreten, weil 
er den Büroschlüssel im Büro vergessen hat, bedarf eine ein Verschulden des Rechts-
anwalts an einer Fristversäumnis ausschließende Darlegung Ausführungen dazu, dass 
und aus welchen Gründen keine der naheliegenden Möglichkeiten, innerhalb der noch 
zur Verfügung stehenden Frist einen Zugang zu den Büroräumen zu ermöglichen oder 
einen anderen Rechtsanwalt mit der Vornahme der fristwahrenden Handlung zu be-
auftragen, einen Erfolg gehabt hätte. 
 

  

13. StPO: Grenzen der allgemeinen Funktionsträgerimmunität  
Beschluss vom 20.03.2024, Az: 3 StR 454/22 
1. Berichte, die Organe oder Einrichtungen der Vereinten Nationen zu Beweiszwe-
cken für behördliche oder gerichtliche Verfahren verfasst haben, unterfallen dem An-
wendungsbereich des § 250 Satz 2 StPO . Nach § 256 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a StPO 
können sie gleichwohl in zulässiger Durchbrechung des Unmittelbarkeitsgrundsatzes 
verlesen und damit verwertet werden. 
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2. Die allgemeine Funktionsträgerimmunität findet ihre Grenze in völkerrechtlichen 
Verbrechen unabhängig vom Status und Rang des Täters. Dies gilt für Taten, deren 
Strafbarkeit unmittelbar im allgemeinen Völkergewohnheitsrecht verwurzelt ist. Dazu 
zählen Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen, so wie diese De-
likte als gewohnheitsrechtlich verfestigter Bestand des Völkerstrafrechts in den Straf-
vorschriften des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs und dement-
sprechend im Völkerstrafgesetzbuch festgeschrieben sind. 
 

 
  

 

 


